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Stammrechtssatz 

In Anbetracht der schwer wiegenden Folgen, die ein Asylausschluss für die betreffende Person hat, sind 
die Ausschlussklauseln restriktiv auszulegen (vgl. etwa die Position des UNHCR zur Auslegung von Art. 
1 des Abkommens von 1951 über die Rechtsstellung der Flüchtlinge, April 2001, Rz 38, mwN). Auch 
bedarf es ausreichender Sachverhaltsfeststellungen, um beurteilen zu können, durch welches Verhalten 
der Asylwerber einen Ausschlusstatbestand erfüllt hat. Im Zusammenhang mit dem Ausschlusstatbestand 
des Art. 1 Abschnitt F lit. b FlKonv hat der Verwaltungsgerichtshof überdies betont, dass der 
Ausschlusstatbestand eine Abwägung zwischen der Verwerflichkeit der Tat, derer der Asylwerber 
verdächtig ist, und seinen Schutzinteressen (Grad der befürchteten Verfolgung) erfordert. Das setzt 
wiederum eine umfassende Klärung des Sachverhalts voraus. So sind z.B. Milderungsgründe, 
Schuldausschließungs- und Rechtfertigungsgründe zu berücksichtigen und muss die Tat auch in 
subjektiver Hinsicht schwer wiegend sein (vgl. dazu das hg. Erkenntnis vom 31. Jänner 2002, Zl. 
99/20/0372; weiters das hg. Erkenntnis vom 21. März 2002, Zl. 2000/20/0189). 
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